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Zugestcllt ‚
I m N a m e n d e s V o 1 k e 5

dem Revisionsklägcr ‘ =
am 10° März 4964,
der Revisionsbcklag—.
ten
und
der Beigcladcncn
am 420 März 4964„

In Sachen

“gegen

Egg-3922922:
co...ounooooooccooo00.000.001.-nocoonoo,

hat der 11° Senat des Bundessoäialgerichts ohne

mündliche Verhandlung nach 5 124 Abs° 2 i.V.m. @ 155

Abs. 1 und @ 165 des Sozialgerichtsgesetzes am
18° Februar 1964 unter Mitwirkung von

Senatspräsident Dr‚ H a u e i s e n
als Vorsitzendem,

Bundesrichter S o n n e n b e‘r g
nnd Bundesrichter Dr„ B u s s

_
' als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichter Dr. N e u m a n n
und Bundessozialrichter R u n d g e b u r t

als ehrenamtlichen Richtern

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg

vom 7. Februar 1961 wird aufgehoben; die Sache wird

zu neuer Entscheidung an das Landessozialgericht zu5

rückverwiesen.

Von Rechts wegen„
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G r ü n d e__..— —_ __ __..—

I

Mit Bescheid vom 2° Dezember 1955 stellte die Beklagte

den Ruhegeldanspruch des Klägers auf 127,50 DM monatlich

fest; der Bescheid blieb unangefochten„ Im Juni 1957

begehrte der Kläger bei der Beklagten Neufeststellung

seiner Rente, er machte geltend, in dem Bescheid vom.

2° Dezember 1955 seien zu Unrecht für die Jahre 1925 bis
1956 nur je zehn freiwillige Wochenbeiträge nach Klasse

II (zur Invalidenversicherung in Schlesien) berücksich-
tigt werden; er - der Kläger — habe mehr und höhere Bei—

träge entrichtet„

Die Beklagte teilte dem Kläger mit Schreiben vom 2" Sep—

tember 1957 mit, daß es einer Neufeststellung der Rente

nicht bedürfe, weil alle Beiträge gesetzmäßig berücksiche

tigt seieno '

Der Kläger erhob am 9° Oktober 1957 Klage beim Sozialge—

richt (SG) Freiburg° Das SG lud die Landesversicherungs-
anstalt Schleswig—Holstein zum Verfahren bei° Das SG ver—

urteilte die Beklagte, einen neuen Bescheid "unter Beach—

tung der Rechtsauffassung des Gerichts" zu erteilen
(Urteil Vom 23‚ April 1959): Die Entrichtung weiterer
Beiträge durch den Kläger sei nicht glaubhaft gemacht,

doch habe die Beklagte überzeugt sein müssen, daß für die

Zeit von 1926 bis 1936 die Anrechnung von freiwilligen
Beiträgen der Klasse VI gerechtfertigt sei; insoweit habe

sie dem Kläger nach $ 79 des Angestelltenversicherungsge—

setzes (AVG) nF einen neuen Bescheid erteilen müssen°

Auf die Berufung des Klägers und der Beigeladenen hob
_

das Landessozialgericht (LSG) Baden—Württemberg am
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7" Februar 1961 das Urteil des SG Freiburg auf und wies die

Klage als unzulässig ab: Es handele sich um eine Klage auf

Erlaß eines abgelehnten Verwaltungsakt€s‚ mithin um eine

Verpflichtungsklage LS° des 5 54 Abs° 1 Satz 1 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG); das hierfür zwingend vorgeschriebene
Vorverfahren sei nicht durchgeführt (5 79 Nr° 2 SGG); es
fehle eine Prozeßvoraussetzung, die Klage Sei daher unzu-

lässig°

Das LSG ließ die Revision zu°

Der Kläger und die Beklagte legten Revision ein°

Der Kläger beantragte,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache an

das LSG zurückzuverweisen„ '

Die Beklagte beantragte,

die Urteile der gerichtlichen Vorinstanzen aufzu-

heben und die Klage als unbegründet abzuweisen,
hilfsweise,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache an das

LSG zurückzuverWeisen„

Die Beigeladene beantragte,

die Revision des Klägers zurückzuweisen°

Der Kläger und die Beklagte machten mit der Revision geltend,

das LSG habe die Vorschriften der @@54 Abs° 1 Satz 1, 79
Nr° 2 SGG und des 5 79 AVG nF verletzt; es habe die Klage

nicht als unzulässig abweisen dürfen, weil ein Vorverfahren

nicht durchgeführt worden sei; es habe vielmehr über das_

Klagebegehren der Sache nach entscheiden müssen°

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne mündli—

che Verhandlung einverstanden (5$ 124 Abs" 2, 153 Abs° l,

165 SGG)„
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II

Die Revisionen des Klägers und der Beklagten sind zulässig
-(55 162 Abs„ 1 Nr° l, 164 SGG); sie sind auch begründet°

.
Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß der Kläger
unbeschadet der Fassung seiner Anträge mit der Klage "die

.
Verurteilung der Beklagten zum Erlaß eines abgelehntén

Verwaltungsaktes" i.S° der @@54 Abs" 1 Satz 1, 79 Nr° 2
SGG begehrt, Der Kläger ist der Ansicht, in dem — bindend

gewordenen — Rentenbescheid der Beklagten vom‚2° Dezem—

ber 1955 seien rentenerhöhende Faktoren, insbesondere

freiwillig entrichtete Beiträge aus den Jahren 1925 bis

1956, nicht berücksichtigt worden; er hat deshalb von
der Beklagten eine Neufeststellung seiner Rente nach 5 79

AVG nF begehrt° Nach dieser Vorschrift hat die Beklagte

die Rente "neu festzustellen", wenn sie sich überzeugt,
daß die Rente zu Unrecht zu niedrig festgestellt worden

‘
ist, Die Beklagte hat dem Kläger - am 2„ September 1957 —

mitgeteilt, daß es einer "Neufeststellung" der Rente nicht

bedürfe, weil die Prüfung ergeben habe, daß in dem Renten—

bescheid vom 2„ Dezember 1955 alle Beiträge gesetzmäßig

berücksichtigt seien; sie hat damit die Neufeststellung

nach 5 79 AVG nF abgelehnt„

Der Kläger behauptet, die Beklagte habe
zu Unrecht die

Neufeststellung der Rente abgelehnt, es seien die Voraus-

'setzungen des @79 AVG nF gegeben, unter denen die Be-

klagte nicht mehr an der Bindungswirkung des "Erstbescheids'

festhalten dürfe, sondern die Rente "neu feststellen", d„h°

einen Zweitbescheid erteilen 93553. Das Klagebegehren geht

deshalb dahin, daß der ablehnende Bescheid vom 2„ Septem—

ber 1957 als rechtswidrig aufgehoben und die Beklagte

durch Urteil verpflichtet werde, einen "neuen", bisher

"abgelehnten" Bescheid über die Gewährung der Rente - unter

..5-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5-

Berücksichtigung der von dem Kläger in Anspruch genomme-

nen rentenerhöhenden Faktoren — zu erteilen°

Es handelt sich danach um die Zusammenfassung einer Auf-

hebungs— und Verpflichtungsklage i„S° des $ 54 Abs° 1
Satz 1 SGG‚ Die Auffassung der Beklagten, eine Verpflich—

tungsklage komme deshalb nicht in Betracht, weil kein

"abgelehnter Verwaltungsakt" LS° des 5 54 Abs° 1 SGG vor-
gelegen habe, ein solcher sei nur anzunehmen, Wenn die Be-

klagte überhaupt nicht tätig geworden sei, nieht aber dann,

wenn sie nach sachlicher Prüfung der Voraussetzungen des

' 9 79 AVG nF — ablehnend — entschieden habe, trifft nicht

zu; die Beklagte hat die begehrte "Neufeststellung" der
Rente abgelehnt; der Kläger kann deshalb sein — bei der

Beklagten erfolglos gebliebenes - Begehren auf "Neufest-

stellung" mit der Verpflichtungsklage verfolgen. Der Klä—

ger erstrebt Zwar im Ergebnis auch eine höhere Rente;

eine Leistungsklage nach 5 54 Abs° 4 Nr° 5 SGG kommt hier
‘aber schon deshalb nicht in Betracht, weil das prozessuale

„Ziel seines Begehrens nach 5 79 AVG nF eindeutig auf eine
"Neufeststellung" der Rente, also auf die Erteilung eines
Bescheides gerichtet ist (vg° auch Urteil des BSG vom

18‚ November 1960 — 4 HJ 505/59 - Breithaupt 1961, 542),

Der Klage, mit der die Verurteilung zum Erlaß eines abge—

lehhten Verwaltungsakts begehrt wird (Verpflichtungsklage),
hat ein Vorverfahren vorauszugehen (@ 79 Nr° 2 SGG)„ Es
kann dahingestellt bleiben, ob sich @79 Nr„ 2 SGGallge-
mein auf alle Verpflichtungsklagen bezieht (vg1° BSG5,
60, 65); für eine auf 5 79 AVG nF gestützte Verpflichtunge—
klage ist jedenfalls ein Vorverfahren notwendig, weil hier

der Sache nach streitig ist, ob die Verwaltung an einem

bindend gewordenen "Erstbescheid" festhalten darf oder einen.

neuen Bescheid erteilen muß; jedenfalls hier ist es nach dem

Zweck, dem das Vorverfahren nach dem Plan des Gesetzes die—
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nen soll, notwendig, dem gerichtlichen Verfahren eine

"Selbstkontrolle der Verwaltung vorzuschalten" und die
Klage nur nach Durchführung des Vorverfahrens zuzulas-

sen° Das LSG hat deshalb zu Recht ein Vorverfahren als

notwendig erachtet (vgl„ auch BSG 8, 5 und 8; Urteil

vom 29„ Juni 1962, SozR Nr° 10 zu 5 79 sea)° Das Vorver—
fahren ist auch nicht deshalb entbehrlich, weil die be—

klagte Verwaltung im Prozeß an der angefochtenen Ent—

scheidung festgehalten hat; dies ist jedenfalls dann

nicht der Fall, wenn — wie in Angelegenheiten der Sozial—

versicherung (@ 85 Abs° 2 Nr° 2) —Widerspruchsbehörde
und Versicherungsträger nicht identisch sind (vgl‚ Menger,

Verwaltungsarchiv Bd„ 54 (1965) 8° 402, 405)„ Aber das LSG
hat die Klage nicht wegen Fehlens des Vorverfahrens kur-

zerhand als unzulässig abweisen dürfen; es hat vielmehr
berücksichtigen müssen, daß in der Klage zugleich auch

ein Widerspruch zu erblicken ist und die Widerspruchs—

frist deshalb als gewahrt angesehen werden muß (vgla

Bettermann, DVBl 1959, 308 ff, 315; Haueisen, NJW 1961,

2529 ff, 2530 Anm. 19)° Auch im vorliegenden Fall ent—

hält, nachdem der richtige Weg der Rechtsverfolgung über
ein gesetzlich Vorgeschriebenes Vorverfahren führt, die

Klage, die der Beklagten im Oktober 1957 zugestellt wor—
den ist, zugleich den Widerspruch gegen den Bescheid vom

2» September1957; der Widerspruchist damit rechtzeitig
erhoben worden (@@8& Abs° 1 und 2, 66 Abs„ 1 und 2 SGG).

Das LSG hat unterstellen müssen, daß der Kläger, wenn
ihm sein prozessuales Ziel nicht anders erreichbar ist,

zunächst die Durchführung des -
bereits als eingeleitet

anzusehenden — Vorverfahrens begehrt, um den Widersprucns'

bescheid in die Klage "mit einbeziehen" zu können° Bei
dieser Rechtslage ist, solange ein Widerspruchsbescheid

nicht vorliegt, den Beteiligten vor Entscheidung über die

..7-
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Sache noch Gelegenheit zu geben, das Vorverfahren zu

Ende zu führen und so die "Filterfunktion" dieses Ver—
fahren wirksam werden zu lassen; dies ist schon aus pro-

zeßökonomischen Gründen geboten (vgl° BSG 8, }, 10;
Urteil des BSG vom 30, November 1961, SozR Nr° 5 zu 5 78

SGG)“ Das LSG hat deshalb verfahrensrechtlich nicht ein-

wandfrei gehandelt, wenn es - ohne auch nur die MögliCh-

keit zu prüfen, noch im vorliegenden Rechtsstreit als—

bald zu der von den Beteiligten gewünschten Sachent-

scheidung zu kommen - die Klage sogleich als unzulässig

abgewiesen und damit die Beteiligten ohne zwingenden

Grund_auf einen neuen Rechtsstreit verwiesen hat° Die

Rüge des Klägers und der Beklagten, das LSG habe zu

Unrecht die Klage_als unzulässig verworfen anstatt eine

Sachentscheidung zu erlassen, trifft danach im Ergebnis

zu.

Die Revisonen sind sonach begründet; das angefochtene

Urteil ist aufzuheben; die Sache ist nach 5 170 Abs° 2

Satz 2 SGG an das LSG zurückzuverweisen. Das LSG wird

nunmehr den Beteiligten Gelegenheit geben müssen, das

Vorvcrfahren abzuschließen; bei der Würdigung des Wider-

spruchsbescheides wird zu beachten sein, daß die Bildung

einer Überzeugung i„S° von 5 79 AVG nicht - wie das LSG

_angenommen hat - ein rein "subjektiver Vorgang ist, der

sich nicht nachprüfen läßt", daß vielmehr das Gericht in
der Lage sein muß, aus nachprüfbaren objektiven Umstän-

-den die Folgerung zu ziehen, daß die Beklagte als "über-

zeugt" zu gelten hat (vgl° BSG 19, 43); es kommt darauf

an, ob die Rechtswidrigkeit des Erstbescheids so ist,

daß die Beklagte sie hätte erkennen müssen, ob also Um—

stände vorliegen, durch die sich die Beklagte zur Neu-

feststellung gedrängt fühlen muß; liegen solche Umstände

nicht vor, so ist die Beklagte auch nicht verpflichtet,

in einem Zweitbescheid erneut eine sachliche Feststel—

lung zu treffen,
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"In dem abschließenden Urteil des LSG ist auch über die

Kosten zu entscheiden°
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